
Deutschland riskiert
Kreditwürdigkeit

Euro CSU-Politiker will im Bundestag gegen das
neue Rettungspaket für Griechenland stimmen

VON MICHAEL STIFTER

Augsburg Der CSU-Politiker Peter
Gauweiler hat die neuen Milliarden-
hilfen für Griechenland scharf kriti-
siert. „ Wenn das so weitergeht,
dann griechenlandisiert Deutsch-
land selbst, weil es seine eigene Kre-
ditwürdigkeit riskiert", sagte er un-

serer Zeitung. Auch der Finanz-
experte Wolfgang Gerke äußerte
Zweifel an der neuerlichen Ret-
tungsaktion. Er sprach von „ Insol-
venzvertagung". Nach zähen Ver-
handlungen hatten die Büro-Länder
gestern in den frühen Morgenstun-
den ein weiteres Hüfspaket für
Griechenland beschlossen. Es be-
inhaltet unter anderem Notkredite
in Höhe von 130 Milliarden Euro.

Gauweiler bezifferte die Ver-
pflichtungen, die Deutschland mitt-
lerweile für die Stabilisierung der
gemeinsamen Währung eingegan-

gen sei, auf „ baldeine Billion Euro".
Er kündigte an, im Bundestag gegen
die Übernahme weiterer Bürg-
schaftszusagen zu stimmen. Das
Parlament soll am Montag über das
neue Griechenland-Paket entschei-
den. Neben Kreditzusagen ist darin

auch der Verzicht privater Gläubi-

ger auf Forderungen in Höhe von

bis zu 107 Milliarden Euro enthal-
ten. Ob sie tatsächlich dazu bereit
sind, gilt als fraglich. Zumindest im
Bundestag rechnet Bundesfinanz-
minister Wolfgang Schäuble (CDU)
aber mit einer breiten Zustimmung.

Gleichzeitig wachsen die Zweifel,
ob Griechenlands Staatsbankrott
überhaupt noch abzuwenden ist.
Gauweiler glaubt nicht mehr daran.
„ Die Verschlepperei der Insolvenz
ist allein darin begründet, dass die
Investment-Banken und die politi-
sche Klasse - insbesondere die in
Deutschland - sich ihr Scheitern
nicht eingestehen wollen", sagte der

„ Wenn das so weitergeht,
dann griechenlandisiert
Deutschland selbst."

Peter Gauweiler

CSU-Politiker. Ähnlich beurteüt
Wolfgang Gerke die Lage. Der Prä-
sident des Bayerischen Finanzzen-
trums hält immer neue Rettungs-
maßnahmen für den falschen Weg.
„ Weil sie Angst um die Banken ha-

land den Euro aufgibt", sagte Gerke
unserer Zeitung. Er plädiert dafür,
die Milliarden lieber einzusetzen,
„ um den Griechen beim ohnehin
kaum zu vermeidenden Ausstieg aus

der Euro-Zone" zu helfen.
Gauweiler hatte sich wiederholt

für die Rückkehr Griechenlands zur

Drachme ausgesprochen. „ Dieses
Land kann nicht im Euro bleiben,
auch im eigenen Interesse nicht",
sagte er gestern. Der von Brüssel er-

zwungene Sparkurs hänge wie ein
Mühlstein um den Hals der Grie-
chen. „ Man kann nicht einem Un-
terernährten ein Schlankheitspro-

gramm verordnen", gab Gauweiler
zu bedenken und empfahl Griechen-
land die Türkei als Vorbild. Der
türkische Staat sei 1993 zahlungsun-
fähig gewesen, habe daraus die rich-
tigen Konsequenzen gezogen und
erreiche nun Wachstumsraten von

mehr als acht Prozent.

Milliarden für Athen

• Hilfe Kurz vor der Staatspleite ha-
ben sich die Eurö-Flnanzminister
auf das zweite Hilfspaket für Athen
geeinigt. Die Euro-Länder und der
Internationale Währungsfonds ge-
währen 130 Milliarden Euro an
Notkrediten, außerdem verzichtet der
Privatsektor auf bis zu 107 Milliar-
den Euro an Forderungen.
• Bedingungen Voraussetzung für
diese Kredite und den Schuldener-
lass sind umfangreiche Einschnitte
und Reformen in Griechenland.
Milliarden müssen eingespart wer-
den, etwa bei Renten, Arzneimit-
teln und Militärausgaben, (dpa)

Pressespiegel Seite 18


